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Steuern und Sozialversicherung

Steuerberater-Plattform

Soll Kommunikation und Datenaustausch

erleichtern

Digitale Rentenübersicht

Besserer Durchblick bei Rentenbescheiden

Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

man stelle sich vor, dass man eine vollkommen korrekte

Steuererklärung abgibt, das Finanzamt jedoch dann einen Fehler

macht, der zu einer deutlich geringeren Steuerlast führt. Fällt der

Fehler später auf, stellt sich regelmäßig die Frage, ob dies noch

geändert werden kann.

Die Antwort: Eine Änderung ist nur im Rahmen der

verfahrensrechtlichen Änderungsvorschriften möglich. Insbesondere

wenn der Bescheid nicht unter dem Vorbehalt der Nachprüfung

steht, werden viele Änderungsnormen ausscheiden. Ein

Rettungsanker, nach dem der Fiskus dann greift, sind die offenbaren

Unrichtigkeiten. Danach können Schreibfehler, Rechenfehler und

ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die beim Erlass des

Verwaltungsaktes unterlaufen sind, berichtigt werden.

Voraussetzung ist jedoch, dass es sich definitiv um eine solche

offenbare Unrichtigkeit handelt und nicht etwa eine rechtliche

Würdigung gegeben sein kann. Vor diesem Hintergrund hat der BFH

mit Urteil vom 14.01.2020 (Az: VIII R 4/2 17) klargestellt, dass

grundsätzlich eine offenbare Unrichtigkeit vorliegt, wenn aufgrund

eines Scanfehlers eine komplette Anlage zur

Einkommensteuererklärung (und damit eine komplette Einkunftsart)

seitens des Finanzamtes vergessen wird.

Dennoch sollte in der Praxis ganz genau hingeschaut werden. Diese

offenbare Unrichtigkeit erwächst nämlich zu einem Fehler in der

Sachverhaltsermittlung, wenn der Sachbearbeiter aufgrund des

Risikomanagementsystems einen Prüfhinweis hinsichtlich der

fehlenden Einkünfte erhält, diese jedoch ignoriert. Ignoranz führt halt

nicht zum Ziel.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine informative Lektüre.

Großmann & Zacher Steuerberatungskanzlei

Preußerstraße 18 , 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.grossmann-zacher.de

bernadett.grossmann@grossmann-zacher.de
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Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.12.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

■
Einkommensteuer

■
Kirchensteuer

■
Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.12. für den Eingang der

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Dezember 2020

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

Dezember ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.12.2020.

Steuerberater-Plattform: Soll Kommunikation und

Datenaustausch erleichtern

Die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) hat auf ihrer 102.

Bundeskammerversammlung im September 2020 entschieden, eine

Steuerberater-Plattform zu errichten. Die digitale Plattform soll der

Kommunikation und dem Datenaustausch zwischen Steuerberater,

Mandant, Justiz und Verwaltung dienen. Wie die BStBK mitteilt,

beginnen nun die Arbeiten daran.

Die Plattform soll als zentrales Authentifizierungs- und

Identifizierungsmedium für Steuerberater fungieren. Steuerberater

sollen ihre Mandanten medienbruchfrei und rechtssicher vertreten

können. Eine weitere Funktion der Plattform: Steuerberater erhalten

Zugang zum persönlichen Steuerberater-Postfach.

Die Vorteile der Plattform sieht die BStBK in einem sicheren,

einfachen und schnelleren Datenaustausch. Außerdem ermögliche

eine Chat-Funktion der Finanzsoftware eine direkte Kommunikation

mit der Finanzverwaltung und sorge somit für eine schnelle

Übermittlung von Ergänzungen zur Steuererklärung.

Weiter sei die Kommunikation nachvollziehbar, sodass keine

Notwendigkeit zur gesonderten Dokumentation bestehe. Als

weiteren Vorteil der geplanten Plattform nennt die BStBK den

Zugriff auf berufsstandbezogene Services wie beispielsweise

Fachsoftware. Schließlich könne mithilfe der Vollmachtsdatenbank

auch auf das OZG-Konto eines Mandanten zugegriffen werden, um

zum Beispiel Gewerbesteuerbescheide direkt in die Fachsoftware der

Kanzlei zu importieren und dort digital weiterzuverarbeiten.

Bundessteuerberaterkammer, PM vom November 2020

Digitale Rentenübersicht: Besserer Durchblick bei

Rentenbescheiden

Die Bundesregierung will die Transparenz in der Alterssicherung und

der Rehabilitation verbessern und die Sozialversicherungswahlen

modernisieren. Dazu hat sie einen Gesetzentwurf (BT-Drs.

19/23550) vorgelegt, der unter anderem die Einführung einer

Digitalen Rentenübersicht vorsieht.

Derzeit seien die von vielen Anbietern der gesetzlichen, betrieblichen

und privaten Altersvorsorge zur Verfügung gestellten

Renteninformationen sehr unterschiedlich und nur bedingt geeignet,

einen Überblick über die bereits erreichten oder erreichbaren

Vorsorgeleistungen zu erhalten. Das Angebot der Digitalen

Rentenübersicht solle einen Anreiz setzen, sich intensiver mit der

eigenen Altersvorsorge zu beschäftigen, heißt es im Gesetzentwurf.

Bezüglich der Sozialversicherungswahlen ist vorgesehen, die

Rahmenbedingungen für die Ausübung eines Ehrenamtes in der

Sozialversicherung zu verbessern. Außerdem solle die Bedeutung der

Selbstverwaltung und der SV-Wahlen durch bessere Information und

mehr Transparenz stärker ins Blickfeld der Arbeitgeber und

Versicherten gerückt werden.

Bei der Rehabilitation soll das "offene Zulassungsverfahren", wie es

die Träger der Rentenversicherung bisher praktizieren, reformiert

werden. Ziel ist es, Transparenz, Diskriminierungsfreiheit und

Gleichbehandlung bei der Beschaffung medizinischer

Rehabilitationsleistungen durch die Träger der Rentenversicherung

zu verbessern. Neben dem Wunsch- und Wahlrecht des versicherten

Rehabilitanden sollen die Selbstverwaltung der Rentenversicherung

und die Interessen der Rehabilitationseinrichtungen gestärkt werden.
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Darüber hinaus soll der Anspruch auf Übergangsgeld gegen den

Träger der Rentenversicherung weiterentwickelt werden, sodass die

Höhe des Übergangsgeldes in angemessenem Verhältnis zum Umfang

der in Anspruch genommenen Leistung zur Prävention und Teilhabe

steht.

Deutscher Bundestag, PM vom 26.10.2020

BZSt warnt: Betrugs-SMS

"Gerichtsverfahren/Steuerschulden"

Derzeit versenden Betrüger SMS, angeblich im Namen des

Bundeszentralamts für Steuern (BZSt). Dem Amt zufolge behaupten

sie, überfällige Steuern seien nicht bezahlt und ein Gerichtsverfahren

eingeleitet worden.

Das BZSt warnt auf seiner Homepage ausdrücklich davor, den per

SMS geforderten Betrag zu bezahlen.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 04.11.2020

Überlassung von in inländischen Registern

eingetragenen Rechten: Abgabe von

Steueranmeldungen und Steuererklärungen

Das Bundesfinanzministerium (BMF) informiert in einem aktuellen

Schreiben über die Verpflichtung zur Abgabe von

Steueranmeldungen/Steuererklärungen zur beschränkten

Steuerpflicht bei der Überlassung von in inländischen Registern

eingetragenen Rechten.

Danach können inländische Einkünfte nach § 49 Absatz 1 Nr. 2f und

Nr. 6 Einkommensteuergesetz (EStG), die zur beschränkten

Steuerpflicht führen, sich auch aus der befristeten oder unbefristeten

Überlassung von Rechten ergeben, die in ein inländisches Register

eingetragen sind. Eines weitergehenden oder zusätzlichen

Inlandsbezugs bedarf es für die Anwendung der Norm nicht.

Zu den in ein inländisches Register eingetragenen Rechten gehören

nach dem Schreiben zum Beispiel auch Patente, die aufgrund einer

Anmeldung beim Europäischen Patent- und Markenamt nach dem

Europäischen Patentübereinkommen in das inländische Register

eingetragen werden. Die Überlassung solcher Rechte führt auch dann

zu inländischen Einkünften, wenn die Lizenzgebühr nicht von einem

unbeschränkt Steuerpflichtigen getragen wird.

Wird ein in einem inländischen Register eingetragenes Recht zeitlich

befristet überlassen, hat der Schuldner der Vergütung (Lizenzgebühr)

nach § 50a Absatz 5 Satz 2 EStG den Steuerabzug vorzunehmen (§

50a Absatz 1 Nummer 3 EStG), die Steuer an das Bundeszentralamt

für Steuern (BZSt) abzuführen und dem BZSt nach § 73e

Einkommensteuer-Durchführungsverordnung eine Steueranmeldung

zu übersenden.

Für Vergütungen, die dem Vergütungsgläubiger bis zum 31.12.2013

zugeflossen sind, ist die Steueranmeldung dem zuständigen

Finanzamt zu übersenden und die Steuer an dieses Finanzamt

abzuführen.

Ist das zugrunde liegende Recht zeitlich unbefristet überlassen

worden und liegt deshalb eine Rechteveräußerung vor, die nicht dem

Steuerabzug nach § 50a Absatz 1 Nr. 3 EStG unterliegt, hat der

Empfänger der Lizenzgebühr bei dem zuständigen Finanzamt (§§ 19,

20 Abgabenordnung) eine Steuererklärung einzureichen (§ 25 Absatz

3 EStG).

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 06.11.2020, Z IV C 5 - S

2300/19/10016 :006

Kleindestilliergeräte für privaten Gebrauch nicht

zugelassen

Kleindestilliergeräte dürfen in privater Umgebung nicht verwendet

werden. Dies stellt die Bundesregierung in ihrer Antwort (BT-Drs.

19/23447) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (BT-Drs.

19/23038) fest, die sich nach der Herstellung alkoholischer

Destillate im privaten Bereich zum Zwecke der Gesundheitsvorsorge

erkundigt hatte. Alkoholerzeugnisse dürften aus Gründen der

Steueraufsicht und der Betrugsbekämpfung grundsätzlich nur in

einer Verschlussbrennerei gewonnen werden.

Bei einer Verschlussbrennerei handele es sich nach den einschlägigen

Vorschriften des Alkoholsteuerrechts um einen unter amtlicher

Mitwirkung verschlusssicher eingerichteten Teil eines Steuerlagers.

Dabei müsse die amtliche Erfassung des Alkohols sichergestellt

werden. Ausnahmen gebe es beim Abfindungsbrennen für

landwirtschaftliche Betriebe beziehungsweise für so genannte

Stoffbesitzer.

Deutscher Bundestag, PM vom 23.10.2020
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Unternehmer

Gewerbesteuer: Einheitlicher Steuergegenstand bei

mehreren Betätigungen derselben natürlichen Person

Übt eine natürliche Person mehrere gewerbliche Tätigkeiten aus, kann

es sich gewerbesteuerrechtlich entweder um einen einheitlichen

Betrieb (Steuergegenstand) oder aber um mehrere selbstständige

Betriebe – und damit um mehrere Steuergegenstände – handeln. Dies

hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Für die Unterscheidung zwischen einem einheitlichen Betrieb und

mehreren selbständigen Betrieben komme der Gleichartigkeit

beziehungsweise Ungleichartigkeit der Betätigungen wesentliche

Bedeutung zu. Dabei sei jedoch nicht von einer strikten Zweiteilung in

gleichartige beziehungsweise ungleichartige Betätigungen

auszugehen. Vielmehr steige das notwendige Maß des für eine

Zusammenfassung der Betätigungen erforderlichen wirtschaftlichen,

organisatorischen und finanziellen Zusammenhangs in Abhängigkeit

vom zunehmenden Grad der Verschiedenartigkeit der Betätigungen.

Wenn Gewerbesteuermessbescheide für mehrere Betriebe desselben

Inhabers ergehen, setze ihre hinreichende inhaltliche Bestimmtheit in

der Regel voraus, dass sie einen Hinweis auf den jeweiligen Betrieb

(Steuergegenstand) enthalten.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 17.06.020, X R 15/18

Betriebsschließungsversicherung: Erneut weitgehend

erfolgreiche Klage

Das Landgericht (LG) München I hat einer weiteren Klage auf Zahlung

einer Entschädigung in Höhe von 427.169,86 Euro aufgrund der

coronabedingten Betriebsschließung gegen eine Versicherung

weitgehend stattgegeben. Geklagt hatte die Betreiberin eines

Gasthauses in München. Nach Ansicht des LG besteht eine

Leistungspflicht der Versicherung.

Das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege hatte

den klägerischen Betrieb ab dem 21.03.2020 aufgrund des

Coronavirus geschlossen. Dabei komme es, so das LG, auf die

Rechtsform und die Rechtmäßigkeit der Anordnung für die

Einstandspflicht der Versicherung nicht an. Dass das Coronavirus

nicht im Betrieb des Klägers aufgetreten ist, stehe dem Anspruch

ebenfalls nicht entgegen. Denn nach den Allgemeinen

Versicherungsbedingungen (AVB) sei allein maßgeblich, dass der

Betrieb aufgrund des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) geschlossen

wurde.

Der Betrieb der Klägerin sei auch vollständig geschlossen gewesen,

ein – rechtlich zulässiger – Außerhausverkauf sei der Klägerin nicht

zumutbar gewesen. Nach Ansicht der Richter stellt ein

Außerhausverkauf, wenn er für den Restaurantbetrieb lediglich ein

vollkommen untergeordnetes Mitnahmegeschäft ist, keine

unternehmerische Alternative dar, auf die sich der

Versicherungsnehmer verweisen lassen muss.

Der Versicherungsumfang sei – entgegen der Ansicht der beklagten

Versicherung – nicht wirksam eingeschränkt worden, so das LG

München I weiter. Denn die von der Beklagten in § 1 Ziffer 2 AVB

verwendete Klausel sei intransparent und daher unwirksam. Dem

Versicherungsnehmer müsse, wenn der Versicherungsschutz durch

eine AVB-Klausel eingeschränkt wird, deutlich vor Augen geführt

werden, in welchem Umfang Versicherungsschutz trotz der Klausel

besteht.

Diesen Anforderungen werde § 1 Ziffer 2 AVB nicht gerecht. Denn

der Versicherungsnehmer gehe auf Basis des Wortlauts der AVB

davon aus, dass der Versicherungsschutz dem Grunde nach

umfassend ist und sich mit dem IfSG deckt und in § 1 Ziffer 2 AVB

eine bloße Wiedergabe der gesetzlich erfassten Krankheiten und

Krankheitserreger erfolgt. Dass die Auflistung der Krankheiten und

Krankheitserreger in § 1 Ziffer 2 AVB jedoch im Vergleich zum IfSG

unvollständig ist, sei für den Versicherungsnehmer nicht

naheliegend. Denn eine klare und deutliche Formulierung wie zum

Beispiel "nur die folgenden", "ausschließlich die folgenden" oder

"diese Auflistung ist abschließend" enthalte die Klausel nicht.

Um den wahren Gehalt des Versicherungsschutzes zu erfassen,

müsste der Versicherungsnehmer laut LG letztlich die Auflistung in §

1 Ziffer 2 AVB Wort für Wort mit der aktuellen geltenden Fassung

des IfSG vergleichen. Eine Klausel, deren Tragweite nur durch den

Vergleich mit einer gesetzlichen Vorschrift erkennbar wird, die der

durchschnittliche Versicherungsnehmer dieser Versicherung nicht

kennt, sei jedoch intransparent.
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Im Hinblick auf die Höhe der zu zahlenden Entschädigung seien weder

Kurzarbeitergeld noch staatliche Corona-Liquiditätshilfen

anspruchsmindernd zu berücksichtigen, da es sich hierbei nicht um

Schadenersatzzahlungen gerade für die Betriebsschließungen handele.

Inzwischen sind in dem Verfahrenskomplex

Betriebsschließungsversicherung am LG München I 88 Klagen

eingegangen.

Landgericht München I, Urteil vom 22.10.2020, 12 O 5868/20, nicht

rechtskräftig

GbR-Gesellschafter haftet nicht für

Duldungsverpflichtung

Ein GbR-Gesellschafter kann für eine Verpflichtung der GbR auf

Leistung von Wertersatz aus einem Duldungsbescheid nicht in

Haftung genommen werden. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster

entschieden.

Das Finanzamt hatte gegenüber einer GbR einen auf Wertersatz in

Höhe von 285.000 Euro gerichteten Duldungsbescheid erlassen.

Hintergrund war eine nach § 3 Absatz 1 Anfechtungsgesetz (AnfG)

anfechtbare Zahlung der GbR an eine AG, die dem Finanzamt Steuern

schuldete. Der Duldungsbescheid ist zwischenzeitlich bestandskräftig

geworden.

Gegenüber dem Kläger als ehemaligem persönlich haftendem

Gesellschafter der GbR erließ das Finanzamt einen Haftungsbescheid

über die Höhe der sich aus dem Duldungsbescheid ergebenden

Zahlungsverpflichtung und forderte ihn zugleich zur Zahlung des

Betrages auf. Hiergegen wandte der Kläger ein, dass § 191 Absatz 1

Abgabenordnung (AO) nur eine Haftung für Steuern, nicht aber für

Duldungsverpflichtungen vorsehe. Das Finanzamt war demgegenüber

der Auffassung, dass es letztlich um die Tilgung einer Steuerschuld

gehe, was eine mehrstufige Haftungs- und Duldungskette

rechtfertige.

Die Klage hatte Erfolg. Nach Ansicht des FG Münster ist der Erlass

eines Haftungsbescheids für eine Duldungsverpflichtung

ausgeschlossen. § 191 Absatz 1 AO verwende lediglich den Begriff der

Steuer. Darunter fielen zwar auch steuerliche Nebenleistungen und

Haftungsinanspruchnahmen für Steuern. Eine Duldungspflicht zähle

aber nicht zu den Ansprüchen aus dem Steuerschuldverhältnis im

Sinne der §§ 37 Absatz 1 und 218 Absatz 1 AO und sei inhaltlich nur

auf die Duldung der Vollstreckung in das eigene Vermögen gerichtet.

Das Gesetz enthalte insoweit auch keine planwidrige

Regelungslücke, meint das FG. § 191 Absatz 1 Satz 1 AO regele

vielmehr abschließend, dass in den dort ausdrücklich genannten

Fällen durch Verwaltungsakt Belastungen des Steuerpflichtigen

begründet werden könnten. Der Gesetzgeber habe sich zum Inhalt

und zum Umfang dieser Befugnis Gedanken gemacht und diese

(anders als im Sozialrecht) ausdifferenziert geregelt.

Dementsprechend sei eine abschließende Regelung zu unterstellen,

auch wenn diese für die Finanzverwaltung zu dem weniger

praktikablen Ergebnis führe, bei Duldungsverpflichtungen den

ordentlichen Rechtsweg beschreiten zu müssen. Hinzu komme, dass

es sich bei der Befugnis zum Erlass eines Duldungsbescheids

systematisch um eine vollstreckungsrechtliche Regelung handele,

deren Einbeziehung in das Steuerrecht zwar sinnvoll erscheine, aber

nicht zwingend sei.

Darüber hinaus sei der Haftungsbescheid auch deshalb rechtswidrig,

weil der gegenüber der GbR erlassene Duldungsbescheid

rechtswidrig sei. Mangels Bestandskraft der zugrunde liegenden

Steuerfestsetzungen hätte der Duldungsbescheid mit einer

entsprechenden Bedingung versehen werden müssen (§ 14 AnfG).

Hierauf habe sich der Kläger auch berufen können, da er in

Duldungsbescheid aufgrund seines Ausscheidens aus der GbR nicht

mehr habe anfechten können.

Das FG hat die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung

zugelassen. Diese wurde jedoch nicht eingelegt.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 20.11.2019, 9 K 315/17 K



Schaufenster Steuern

7

Kapital-

anleger

Virtuelle Hauptversammlungen sollen bis Ende 2021

möglich bleiben

Das Bundesjustizministerium plant eine Verlängerung der am

28.03.2020 in Kraft getretenen Regelungen zur virtuellen

Hauptversammlung von Unternehmen, Stiftungen und Vereinen.

Damit will sie die Handlungs- und Beschlussfähigkeit von

Aktiengesellschaften und vielen weiteren Rechtsformen auch

weiterhin sicherstellen. Eigentlich würden die vor dem Hintergrund

der Corona-Pandemie getroffenen Regelungen Ende 2020 auslaufen.

Der Referentenentwurf ist noch nicht innerhalb der Bundesregierung

abgestimmt. Die Länder und Verbände können bis zum 25.09.2020

Stellung nehmen.

Nach wie vor bestünden aufgrund der COVID-19-Pandemie nicht

unerhebliche Einschränkungen in vielen Bereichen des Privat- und

Wirtschaftslebens, auch hinsichtlich der Versammlungsmöglichkeit

von Personen, insbesondere von größeren Personengruppen, erläutert

das Justizministerium. Weiterhin sei nicht absehbar, wann in

Unternehmen verschiedener Rechtsformen oder Vereinen oder

Stiftungen wieder Beschlüsse auf herkömmlichem Weg gefasst und

Präsenzversammlungen im großen Kreis durchgeführt werden

können. Damit Unternehmen betroffener Rechtsformen sowie

Vereine und Stiftungen weiterhin die Möglichkeit haben, auch bei

Fortbestehen der durch die COVID-19-Pandemie bedingten

Einschränkungen Beschlussfassungen vorzunehmen, sodass ihre

Handlungsfähigkeit gewährleistet bleibt, sollen die vorübergehenden

Erleichterungen bis zum 31.12.2021 verlängert werden.

Bundesjustizministerium, PM vom 19.09.2020

Aktiengewinnberechnung nach § 8 InvStG 2004:

Einbeziehung von Verlusten und Gewinnen aus

Options- und Termingeschäften

In einem aktuellen Schreiben nimmt das Bundesfinanzministerium

(BMF) Stellung zur Einbeziehung von Verlusten und Gewinnen aus

Options- und Termingeschäften in die Aktiengewinnberechnung nach

§ 8 Investmentsteuergesetz (InvStG) 2004. Danach gilt für die

Ermittlung des Aktiengewinns Folgendes:

Verluste und Gewinne eines (Spezial-)Investmentfonds aus Options-

und Termingeschäften, die der (Spezial-)Investmentfonds im

Zusammenhang mit den jeweiligen Aktiengeschäften abgeschlossen

hat, sind jedenfalls dann in die Aktiengewinnberechnung nach § 8

InvStG in der bis zum 31.12.2017 geltenden Fassung (InvStG 2004)

mit einzubeziehen, wenn die Options- und Termingeschäfte auf der

einen Seite und die Aktiengeschäfte auf der anderen Seite in ihren

Teilschritten sowohl nach den tatsächlichen Abläufen als auch nach

der Anlageplanung des (Spezial-)Investmentfonds konzeptionell

aufeinander abgestimmt sind und sich wechselseitig bedingen. Dies

gilt laut BMF auch, wenn die Options- und Termingeschäfte nicht in

Bezug auf einzelne Aktien, sondern für unterschiedliche

Aktiengattungen oder auch hinsichtlich einer oder mehrerer

Gesamtheiten von Aktiengattungen (Aktienkörben oder Indizes)

abgeschlossen werden.

In diesem Sinne hat das Finanzgericht Niedersachsen im

(mittlerweile rechtskräftigen) Urteil vom 06.07.2017 (6 K 150/16)

auf Grundlage der BFH-Entscheidung vom 22.12.2015 (I R 43/13)

entschieden, dass bei der Ermittlung des positiven Aktiengewinns im

Sinne von § 8 Absatz 1 Satz 1 InvStG 2004 Verluste und Gewinne

des (Spezial-)Investmentfonds aus Options- und Termingeschäften,

die der (Spezial-)Investmentfonds im Zusammenhang mit den

jeweiligen Aktiengeschäften abgeschlossen hat, mit einzubeziehen

sind, wenn die Options- und Termingeschäfte nach der

Anlageplanung und nach der tatsächlichen Abwicklung der

Geschäfte nur der Gegenfinanzierung der Veräußerungsgewinne aus

den Aktiengeschäften gedient haben. Die gegen die Entscheidung

des FG Niedersachsen eingelegte Revision hat der BFH mit Beschluss

vom 29.03.2018 (I B 79/17) als unzulässig verworfen.

Im entschiedenen Fall ergab sich die konzeptionelle Kombination

von Aktien- und Options- /Termingeschäften aus dem

Verkaufsprospekt. Eine entsprechende Einbeziehung der Gewinne

und Verluste aus Options-/Termingeschäften in die

Aktiengewinnberechnung hat aber auch dann zu erfolgen, wenn die

kombinierten Geschäfte auch ohne Aussagen in einem

Verkaufsprospekt durchgeführt wurden.
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Der nach den oben genannten Grundsätzen ermittelte Aktiengewinn

ist für den maßgebenden Besteuerungszeitpunkt auf Ebene des

Anlegers (Veräußerung/Rückgabe beziehungsweise

Teilwertabschreibung) für die Ermittlung des besitzzeitanteiligen

Aktiengewinns der Besteuerung zugrunde zu legen. Dies gilt auch für

die Ermittlung des fiktiven Veräußerungsgewinns nach § 56 Absatz 3

Satz 1 InvStG auf den 31.12.2017. Wurde der Aktiengewinn bisher in

diesen Fällen abweichend von den oben genannten

Rechtsprechungsgrundsätzen ermittelt und einer Steuererklärung

zugrunde gelegt, ist der Anleger nach Maßgabe des § 153

Abgabenordnung verpflichtet, dies unverzüglich anzuzeigen und die

erforderliche Richtigstellung vorzunehmen.

Dies gilt auch, wenn die fehlerhaft ermittelten

Aktien-Veräußerungsgewinne ausgeschüttet wurden. Da hier keine

Rechtsprechungsänderung, sondern eine erstmalige Entscheidung

dieser Rechtsfrage vorliegt, kann sich der Anleger nicht auf

Vertrauensschutz berufen. Vielmehr musste der Anleger bereits bei

Abgabe seiner Steuererklärung mit der Nichtanerkennung dieses

Steuergestaltungsmodells durch die Finanzverwaltung rechnen und

hätte gesondert auf diesen Sachverhalt und ggf. auf seine

abweichende Rechtsauffassung hinweisen müssen. Die

(Kapital-)Verwaltungsgesellschaft hat für (Spezial-)Investmentfonds,

die den Fonds-Aktiengewinn nicht nach den vorgenannten

Rechtsprechungsgrundsätzen ermittelt haben, sowie für an einem

solchen (Spezial-)Investmentfonds beteiligte

Dach-(Spezial-)Investmentfonds eine rückwirkende Korrektur der

Fonds-Aktiengewinne durchzuführen und dies der für die

(Spezial-)Investmentfonds zuständigen Finanzbehörde anzuzeigen

und den Anlegern in geeigneter Weise bekanntzumachen.

Bundesfinanzministerium, Schrieben vom 17.11.2020, IV C 1 - S

1980-1/19/10082 :006

Mitteilungspflichten bei Auslandsbeziehungen: BMF

ergänzt Schreiben

Mit einem aktuellen Schreiben ergänzt das Bundesfinanzministerium

(BMF) sein Schreiben vom 05.02.2018 mit sofortiger Wirkung um

eine neue Textziffer 1.3.5 zur Regelung der Mitteilungspflicht eines

Fondsanlegers in Bezug auf die vom Fonds gehaltenen ausländischen

Beteiligungen.

Danach besteht die Mitteilungspflicht nach § 138 Absatz 2 Satz 1 Nr.

3 Abgabenordnung für Anleger in- und ausländischer

Investmentfonds nicht in Bezug auf die mittelbar über diese

Investmentfonds erworbenen und veräußerten Beteiligungen; sie

besteht bei Vorliegen der Voraussetzungen dieser Vorschrift jedoch

für Erwerbe und Veräußerungen unmittelbarer Beteiligungen an

ausländischen Investmentfonds.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 18.09.2020, IV B 5 - S

0301/19/10009 :001

Steuerbefreiung von Einkünften aus Spareinlagen:

Belgien muss seine Vorschriften an EU-Recht

anpassen

Belgien soll seine Vorschriften über die Steuerbefreiung von

Einkünften aus Spareinlagen ändern. Hierzu fordert die Europäische

Kommission das Land in einem Aufforderungsschreiben auf.

Gemäß dem belgischen Recht sind Zinsen aus Spareinlagen bis zu

einer gewissen Höhe von der Einkommensteuer befreit, wenn die

Einlagen bestimmten Kriterien entsprechen. Nach einem Urteil des

Europäischen Gerichtshofes (C-580/15) stünden diese Kriterien im

Widerspruch zu freien Dienstleistungsverkehr innerhalb der EU und

zu Artikel 36 des EWR-Abkommens, meint die Kommission.

Sollte sie keine zufriedenstellende Antwort erhalten, kann sie eine

mit Gründen versehene Stellungnahme übermitteln.

Europäische Kommission, PM vom 30.10.2020
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Immobilien-

besitzer

Verpachtung an Pauschallandwirte:

Umsatzsteuer-Anwendungserlass geändert

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat den

Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) in Bezug auf die

Umsatzsteuer bei der Verpachtung an Pauschallandwirte aus Anlass

eines Urteils des Bundesfinanzhofes (BFH) vom 01.03.2018 geändert

(V R 35/17).

Der BFH hatte entschieden, dass ein Unternehmer, der ein

Grundstück an einen Landwirt verpachtet, der seine Umsätze gemäß

§ 24 Absatz 1 Umsatzsteuergesetz (UStG) nach Durchschnittssätzen

versteuert, nicht auf die Steuerfreiheit seiner Umsätze nach § 9

Absatz 2 Satz 1 UStG verzichten kann. Er hatte damit der

Verwaltungsauffassung in Abschnitt 9.2 Absatz 2 UStAE ausdrücklich

widersprochen.

Das BMF hat den UStAE in Abschnitt 9.2 nun wie folgt geändert:

1. Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: "Der Verzicht auf die in § 9

Absatz 2 UStG genannten Steuerbefreiungen ist nur zulässig, soweit

der Leistungsempfänger das Grundstück ausschließlich für Umsätze

verwendet oder zu verwenden beabsichtigt, die den Vorsteuerabzug

nach § 15 Absatz 1 UStG nicht ausschließen."

2. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: "(2) Die Option ist unter den

Voraussetzungen des Absatzes 1 auch dann zulässig, wenn der

Leistungsempfänger ein Unternehmer ist, der Reiseleistungen erbringt

(§ 25 UStG) oder die Differenzbesteuerung für die Umsätze von

beweglichen körperlichen Gegenständen anwendet (§ 25a UStG). Die

Option ist nicht zulässig, wenn der Leistungsempfänger ein

Unternehmer ist, der das Grundstück für Umsätze verwendet, für die

er seine abziehbaren Vorsteuerbeträge nach Durchschnittssätzen

entsprechend den Sonderregelungen nach §§ 23, 23a UStG

berechnet, oder der seine Umsätze nach den Durchschnittssätzen für

land- und forstwirtschaftliche Betriebe nach § 24 UStG versteuert

(vgl. BFH-Urteil vom 01.03.2018, V R 35/17). Dasselbe gilt, wenn der

Leistungsempfänger ein Unternehmer ist, bei dem die Umsatzsteuer

nach § 19 Abs. 1 Satz 1 UStG nicht erhoben wird."

Die Grundsätze seines Schreibens sind laut BMF auf alle offenen Fälle

anzuwenden. Es werde jedoch nicht beanstandet, wenn für Umsätze,

die vor dem 01.01.2020 bewirkt wurden, die Vorgaben des aktuellen

Schreibens nicht angewendet werden.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 06.11.2020, III C 3 - S

7198/20/10002 :003

Grundsteuer: Kein Erlass für Eigentümer

denkmalgeschützten Bunkers

Das Verwaltungsgericht (VG) Neustadt an der Weinstraße hat in

drei Verfahren über die Frage entschieden, ob der Eigentümer eines

denkmalgeschützten Bunkers einen Erlass der Grundsteuer

beanspruchen kann und dies jeweils verneint.

Der Kläger ist Eigentümer eines mit einem Luftschutzbunker

bebauten Grundstücks. Der Bunker wurde 1942 errichtet. Auf dem

Grundstück betreibt der Kläger eine Veranstaltungsstätte. Das

Anwesen steht unter Denkmalschutz und wurde in das Verzeichnis

der Kulturdenkmäler Rheinland-Pfalz aufgenommen.

Nach Festsetzung der Grundsteuer für die Jahre 2014 bis 2016

beantragte der Betroffene den Erlass der Steuer für diesen Zeitraum

und berief sich zur Begründung auf von ihm aufgewandte

Instandhaltungskosten. Die Stadt lehnte den Antrag ab, weswegen

der Kläger vor Gericht zog.

Das VG Neustadt hat die drei Klagen, die sich auf die Jahre 2014 bis

2016 beziehen, abgewiesen. Die Voraussetzungen für einen Erlass

der Grundsteuer seien nicht gegeben. Nach dem Grundsteuergesetz

sei zwar die Grundsteuer zu erlassen für Grundbesitz oder Teile von

Grundbesitz, dessen Erhaltung wegen seiner Bedeutung für Kunst,

Geschichte, Wissenschaft oder Naturschutz im öffentlichen

Interesse liege, wenn die erzielten Einnahmen und die sonstigen

Vorteile (Rohertrag) in der Regel unter den jährlichen Kosten liegen.

Die Erhaltung des Areals des Klägers liege aufgrund der Ausweisung

als Denkmal zwar im öffentlichen Interesse. Allerdings übersteige der

jährliche Rohertrag die ansatzfähigen Kosten. Maßgeblich für den

begehrten Erlass sei auch nicht das Engagement des Eigentümers für

das denkmalgeschützte Objekt. Es komme vielmehr darauf an, ob

durch die Denkmaleigenschaft bedingt besondere Kosten anfielen,

die die erzielten Einnahmen überstiegen.

Für den in Rede stehenden Grundsteuererlass müsse also die

Ertraglosigkeit des Grundstücks gerade darauf beruhen, dass

zwischen dem öffentlichen Erhaltungsinteresse und der

Unrentabilität ein Kausalzusammenhang besteht und dass dem

Grundstückseigentümer im öffentlichen Interesse Belastungen

auferlegt werden, die ihn in seiner Verfügungsbefugnis über das

Grundstück so sehr beschränken, dass es unrentierlich ist.
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Dies sei hier aber nicht der Fall. Denn der Kläger habe unabhängig von

der Denkmaleigenschaft mit dem Anwesen ein von vornherein

ertragsschwaches Grundstück erworben.

Gegen die Urteile kann Antrag auf Zulassung der Berufung zum

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz gestellt werden.

Verwaltungsgericht Neustadt, Urteile vom 13.07.2020, 3 K

209/20.NW, 3 K 213/20.NW und 3 K 214/20.NW, nicht rechtskräftig

Verstoß gegen Denkmalschutz kann teuer werden

Wer vorsätzlich gegen den Denkmalschutz verstößt, muss mit einem

hohen Bußgeld rechnen. Dies zeigt ein Verfahren vor dem

Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg, in dem ein Bußgeld in Höhe von

60.000 Euro bestätigt wurde.

Ein Kaufmann aus Aurich hatte 2017 ein mehrstöckiges Gebäude aus

dem 19. Jahrhundert auf Norderney erworben. Im Rahmen des

Umbaus ließ er – ohne eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung –

alte Innenwände entfernen und durch neue Leichtbauwände ersetzen,

alte Türöffnungen zumauern und neue schaffen, auf den alten Dielen

Leitungen verlegen und die alten Decken abhängen. Der Landkreis

Aurich verhängte ein Bußgeld von 60.000 Euro. Auf den Einspruch

des Mannes hin wurde die Sache vor dem Amtsgericht (AG) Aurich

verhandelt. Dort wurde der Kaufmann verurteilt. Die Geldbuße von

60.000 Euro blieb bestehen. Der Mann habe vorsätzlich gehandelt, so

das AG. Denn er habe im Rahmen des Kaufvertrages bestätigt, dass

ihm bekannt sei, ein Baudenkmal zu erwerben.

Gegen das amtsgerichtliche Urteil wandte sich der Mann mit seiner

Rechtsbeschwerde, mit der er unter anderem die Höhe des Bußgeldes

angriff. Die Beschwerde blieb ohne Erfolg. Durch die vorgenommenen

Arbeiten sei es zu einer Substanzbeeinträchtigung des Baudenkmals

gekommen, betont das OLG. Angesichts der vorliegenden

vorsätzlichen Begehungsweise sei das hohe Bußgeld von 60.000 Euro

gerechtfertigt. Dabei sei zu berücksichtigen, dass durch rechtswidrige

Eingriffe in Denkmäler den Tätern große wirtschaftliche Vorteile, der

Allgemeinheit jedoch schwere, nicht wiedergutzumachende Verluste

entständen.

Die Entscheidung ist rechtskräftig.

Oberlandesgericht Oldenburg, Beschluss vom 30.06.2020, 2 Ss(Owi)

163/20, rechtskräftig

Wohnungseinrichtung nicht in Spekulationsgewinn

einzubeziehen

Beim Verkauf einer Ferienwohnung ist das mitverkaufte Inventar

nicht der Besteuerung als privates Veräußerungsgeschäft zu

unterwerfen. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Der Kläger erwarb 2013 eine Ferienwohnung, die er ab 2014 über

eine Agentur vermietete. Im Streitjahr 2016 veräußerte er die

Ferienwohnung, wobei im Kaufvertrag ein Anteil von 45.000 Euro

für das Zubehör veranschlagt wurde.

Das Finanzamt erfasste für 2016 einen steuerpflichtigen

Veräußerungsgewinn nach § 23 Einkommensteuergesetz (EStG), in

den es den Teilbetrag von 45.000 Euro einbezog. Auch insoweit sei

gemäß § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 4 EStG eine zehnjährige Frist

anzusetzen, weil mit dem Inventar Einkünfte aus Vermietung und

Verpachtung erzielt worden seien. Hiergegen wandte der Kläger ein,

dass es sich bei dem Inventar um Gegenstände des täglichen

Gebrauchs handele, die nach § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG

nicht der Besteuerung unterlägen.

Die hiergegen erhobene Klage hatte in Bezug auf das Inventar Erfolg.

Das FG hat ausgeführt, dass hinsichtlich des Inventars insgesamt

keine Steuerpflicht vorliege. § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 4 schaffe

keinen eigenständigen Besteuerungstatbestand, sondern bewirke nur

eine Verlängerung der Spekulationsfrist von bestimmten

Wirtschaftsgütern von einem Jahr auf zehn Jahre. Satz 2 der Norm

nehme allerdings Gegenstände des täglichen Gebrauchs insgesamt

von der Besteuerung aus. Um solche Gegenstände handele es sich

bei Wohnungseinrichtungsgegenständen, weil diese typischerweise

kein Wertsteigerungspotenzial hätten.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 03.08.2020, 5 K 2493/18 E
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Angestellte

Betriebsrat: Keine Einsicht in elektronische

Personalakte ohne Zustimmung der Arbeitnehmer

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Düsseldorf lehnt ein generelles

Einsichtsrecht der Betriebsratsvorsitzenden in die elektronische

Personalakte der Arbeitnehmer, das nicht von deren Zustimmung

abhängig ist, ab. Denn dies verletze die Arbeitnehmer in ihrem

allgemeinen Persönlichkeitsrecht, das die Betriebsparteien zu

beachten hätten.

Die Arbeitgeberin bietet Produkte und Dienstleistungen aus den

Bereichen Mobilfunk, Festnetz, Datendienste und Breitbandinternet

an. Bei ihr ist ein Gesamtbetriebsrat gebildet. Zudem bestehen zwölf

örtliche Betriebsräte. In Ziffer 8.3 der Gesamtbetriebsvereinbarung

über die Einführung und Nutzung von elektronischen Personalakten

(GBV EFM) heißt es: "Der Gesamtbetriebsratsvorsitzende und der

örtliche Betriebsratsvorsitzende erhält permanenten Zugriff auf die

elektronische Personalakte mit Ausnahme der Akten der Leitenden

Mitarbeiter und der Mitarbeiter des Personalbereichs. Die örtlichen

Betriebsratsvorsitzenden erhalten Zugriff auf die Akten des

Wahlbetriebs, für den sie zuständig sind. Der

Gesamtbetriebsratsvorsitzende erhält Zugriff auf die Akten des

gesamten Unternehmens."

Die Arbeitgeberin verwehrt der Betriebsratsseite diesen Zugriff. Der

Gesamtbetriebsrat hat daher das vorliegende Verfahren eingeleitet,

mit dem er einen Anspruch auf Durchführung von Ziffer 8.3 der GBV

EFM und damit die Einräumung eines Einsichtsrechts in die

elektronischen Personalakten für die örtlichen

Betriebsratsvorsitzenden sowie anderenfalls hilfsweise die

Feststellung geltend macht, dass die GBV EFM insgesamt unwirksam

ist. Die Arbeitgeberin wendet ein, Ziffer 8.3 GBV EFM sei rechtswidrig.

Das LAG hat die Anträge des Gesamtbetriebsrats ebenso wie das

Arbeitsgericht zurückgewiesen. Ziffer 8.3. GBV EFM sei unwirksam.

Das generelle Einsichtsrecht der Betriebsratsvorsitzenden in die

elektronische Personalakte der Arbeitnehmer, das nicht von deren

Zustimmung abhängig ist, verletze die Arbeitnehmer in ihrem

allgemeinen Persönlichkeitsrecht, das die Betriebsparteien gemäß §

75 Absatz 2 Betriebsverfassungsgesetz bei ihren Regelungen zu

achten hätten. Zur Kontrolle der Regelungen aus der GBV EFM sei

ein derart weites Einsichtsrecht der Betriebsratsseite weder geeignet

noch erforderlich und verletze das allgemeine Persönlichkeitsrecht

der Arbeitnehmer in unangemessener Weise. Dies gelte

insbesondere auch deshalb, weil die GBV EFM weitere spezifische

Kontrollrechte für die Betriebsratsseite enthält. Die GBV EFM bleibe

im Übrigen wirksam, weil sie auch ohne Ziffer 8.3. in sich

geschlossene und sinnvoll anwendbare Regelungen enthalte.

Das LAG hat die Rechtsbeschwerde nicht zugelassen.

Landesarbeitsgericht Düsseldorf, Beschluss vom 23.06.2020, 3 TaBV

65/19

An Arbeitgeber umsatzsteuerpflichtig vermietetes

Home-Office: Kein Vorsteuerabzug für umfassende

Badrenovierung

Bei Aufwendungen zur Renovierung eines an den Arbeitgeber

vermieteten Home-Office besteht der für den Vorsteuerabzug

erforderliche direkte und unmittelbare Zusammenhang mit den

Vermietungsumsätzen, soweit das Home-Office beruflich genutzt

wird. Im Fall einer Bürotätigkeit kann sich die berufliche Nutzung des

Home-Office auch auf einen Sanitärraum erstrecken, nicht jedoch

auf ein mit Dusche und Badewanne ausgestattetes Badezimmer.

Beides hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.
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Die Kläger sind zu jeweils zur Hälfte Eigentümer eines Hauses. Dieses

besteht aus einer von ihnen selbstgenutzten Wohnung und einer

weiteren Wohnung, die die Kläger umsatzsteuerpflichtig an den

Arbeitgeber des Klägers vermietet haben. Der Kläger geht seiner

Arbeitstätigkeit von diesem Home-Office aus nach. Im Streitjahr

renovierten die Kläger das Home-Office und bezogen hierfür

Leistungen im Wert von insgesamt 31.073 Euro, von denen rund

25.780 Euro auf die Renovierung des Badezimmers entfielen. In ihrer

Umsatzsteuererklärung erklärten die Kläger Vorsteuerbeträge von

insgesamt knapp 2.993 Euro, von denen knapp 2.356 Euro auf die

Erhaltungsaufwendungen für das Badezimmer entfielen. Im Zuge

einer Ortsbesichtigung stellte das Finanzamt fest, dass das

Badezimmer des Home-Office und das Badezimmer in der privat

genutzten Wohnung über eine ähnlich gehobene Ausstattung

verfügten. Es ordnete daher das Badezimmer des Home-Office dem

privaten Bereich zu und behandelte die auf die Renovierung

entfallenden Vorsteuerbeträge als nicht abziehbar.

Das Finanzgericht (FG) gab der hiergegen gerichteten Klage zum Teil

statt. Die von den Klägern im Zuge der Badrenovierung getragene

Umsatzsteuer sei (nur) insoweit als Vorsteuer abzuziehen, als die

entsprechenden Kosten einkommensteuerrechtlich als

Werbungskosten der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung zu

berücksichtigen seien. Einkommensteuerrechtlich seien jedoch nicht

die Aufwendungen für ein vollständig ausgestattetes Badezimmer,

sondern lediglich die Kosten der Sanitäreinrichtung in Form einer

Toilette nebst Waschbecken abzusetzen.

Die Kläger zogen vor den BFH, der jedoch der Ansicht des FG folgte.

Den Klägern stehe kein weitergehender Vorsteuerabzug als vom FG

bejaht zu. Bei Aufwendungen zur Renovierung eines an den

Arbeitgeber vermieteten Home-Office bestehe der für den

Vorsteuerabzug erforderliche direkte und unmittelbare

Zusammenhang mit den Vermietungsumsätzen, soweit das

Home-Office beruflich genutzt wird. Bei einer Bürotätigkeit könne

sich die berufliche Nutzung des Home-Office auch auf einen

Sanitärraum erstrecken, nicht jedoch auf ein mit Dusche und

Badewanne ausgestattetes Badezimmer. Demnach bestehe der

direkte und unmittelbare Zusammenhang mit den

Vermietungsumsätzen der Kläger bei dem hier noch streitigen Teil der

Erhaltungsaufwendungen für das Badezimmer des Home-Office nicht.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 07.05.2020, V R 1/18

Betriebsvereinbarung: Inkrafttreten darf nicht von

Belegschaftsquorum abhängig gemacht werden

Arbeitgeber und Betriebsrat können die Geltung einer

Betriebsvereinbarung nicht davon abhängig machen, dass die

betroffenen Arbeitnehmer zustimmen. Dies hebt das

Bundesarbeitsgericht (BAG) hervor.

Die Arbeitgeberin schloss mit dem in ihrem Betrieb gebildeten

Betriebsrat eine Betriebsvereinbarung zu variablen

Vergütungsbestandteilen der im Lager beschäftigten Arbeitnehmer.

Diese sollte unter der Bedingung in Kraft treten, dass ihr "80 Prozent

der abgegebenen Stimmen" der in ihren Geltungsbereich fallenden

Arbeitnehmer bis zum Ablauf einer von der Arbeitgeberin gesetzten

Frist "einzelvertraglich" schriftlich zustimmen. Für den Fall eines

Unterschreitens des Zustimmungsquorums konnte die Arbeitgeberin

"dies" dennoch für ausreichend erklären. Der Betriebsrat hat die

Unwirksamkeit der Betriebsvereinbarung geltend gemacht.

Die Vorinstanzen haben das Begehren abgewiesen. Die

Rechtsbeschwerde des Betriebsrats hatte vor dem BAG Erfolg. Die

normative Wirkung einer Betriebsvereinbarung könne nicht von

einem Zustimmungsquorum der Belegschaft abhängig gemacht

werden. Eine solche Regelung widerspreche den Strukturprinzipien

der Betriebsverfassung. Danach sei der gewählte Betriebsrat

Repräsentant der Belegschaft. Er werde als Organ der

Betriebsverfassung im eigenen Namen kraft Amtes tätig und sei

weder an Weisungen der Arbeitnehmer gebunden noch bedürfe sein

Handeln deren Zustimmung. Eine von ihm abgeschlossene

Betriebsvereinbarung gelte kraft Gesetzes unmittelbar und

zwingend. Damit gestalte sie unabhängig vom Willen oder der

Kenntnis der Parteien eines Arbeitsvertrags das Arbeitsverhältnis und

erfasse auch später eintretende Arbeitnehmer. Das schließe es aus,

die Geltung einer Betriebsvereinbarung an das Erreichen eines

Zustimmungsquorums verbunden mit dem Abschluss einer

einzelvertraglichen Vereinbarung mit dem Arbeitgeber zu knüpfen.

Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 28.07.2020, 1 ABR 4/19
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Familie und

Kinder

Prozesskosten im Zusammenhang mit

Umgangsrechtsstreit können nicht als

außergewöhnliche Belastungen abgezogen werden

Zivilprozesskosten sind auch dann vom Abzug als außergewöhnliche

Belastungen ausgeschlossen, wenn sie für einen Umgangsrechtsstreit

zwecks Rückführung eines entführten Kindes aus dem Ausland zurück

nach Deutschland entstanden sind. Dies hat der Bundesfinanzhof

(BFH) entschieden.

Die Tochter des Klägers wurde kurz nach der Geburt von der Mutter in

deren Heimatland in Südamerika verbracht. Der Kläger versuchte –

vergeblich –, die Tochter mittels des Verfahrens zum Haager

Übereinkommen über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler

Kindesentführung nach Deutschland zurückzuholen. Die dafür bisher

entstandenen Gerichts- und Anwaltskosten von über 20.000 Euro

machte er als außergewöhnliche Belastung geltend. Das Finanzamt

lehnte dies unter Hinweis auf die entgegenstehende Rechtslage ab.

Anders als zuvor das Finanzgericht (FG) bestätigte der BFH die

Rechtsauffassung des Finanzamts. Für Prozesskosten gelte ab dem

Veranlagungszeitraum 2013 ein grundsätzliches Abzugsverbot (§ 33

Absatz 2 Satz 4 Einkommensteuergesetz – EStG). Nur wenn der

Steuerpflichtige ohne die Aufwendungen Gefahr liefe, seine

Existenzgrundlage zu verlieren und seine notwendigen Bedürfnisse in

dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können, sei ein

Abzug der Prozesskosen (ausnahmsweise) zulässig.

Existenzgrundlage im Sinne des Gesetzes sei aber nach dem

eindeutigen Willen des Gesetzgebers allein die materielle

Lebensgrundlage des Steuerpflichtigen. Durch die Kindesentführung

sei ungeachtet der besonderen emotionalen und auch finanziellen

Belastung für den Kläger allein dessen immaterielle Existenzgrundlage

betroffen. Es sei auch verfassungsrechtlich nicht geboten, die Begriffe

der Existenzgrundlage und der lebensnotwendigen Bedürfnisse in § 33

Absatz 2 Satz 4 EStG (auch) in einem immateriellen Sinne zu deuten.

Der BFH bestätigte damit seine bisherige strenge Auffassung, der das

FG mit einem so genannten Rüttelurteil entgegengetreten war.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 13.08.2020, VI R 15/18

Ehrenamtliche Tätigkeiten: Einfluss auf

Elterngeldberechnung

Aus Sicht des Petitionsausschusses des Bundestages verdient das

ehrenamtliche Engagement von Bürgern große Anerkennung und

muss auch bei der Inanspruchnahme von Elterngeld

Berücksichtigung finden. Daher verabschiedete der Ausschuss am

04.11.2020 einstimmig die Beschlussempfehlung an den Bundestag,

eine dahingehende Petition an die Bundesregierung mit dem

höchsten Votum "zur Berücksichtigung" zu überweisen.

Die Frage, ob Aufwandsentschädigungen von Stadt- und Kreisräten

beim Elterngeld angerechnet werden, werde nach dem Steuerrecht

beurteilt. Um Ehrenämter zu fördern, unterlägen diese

steuerrechtlich nur dann der Einkommenssteuer, wenn – jedenfalls

im Nebenzweck – die Erzielung positiver Einkünfte erstrebt werde.

Keine "Einkunftserzielungsabsicht" liege vor, "wenn die Einnahmen in

Geld oder Geldeswert lediglich dazu dienen, in pauschalierender

Weise die Selbstkosten zu decken". Solange und soweit

Aufwandsentschädigungen für ein kommunales Ehrenamt nicht

steuerpflichtig sind, dürften diese auch nicht für das Elterngeld

berücksichtigt werden, schreibt der Ausschuss.

Als Bemessungszeitraum für die Ermittlung des Einkommens aus

nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit seien die zwölf

Kalendermonate vor dem Geburtsmonat des Kindes maßgeblich,

heißt es weiter. Abweichend davon werde bei selbstständiger

Erwerbstätigkeit der Einkommensteuerbescheid des letzten

abgeschlossenen Veranlagungszeitraums vor der Geburt des Kindes

herangezogen – also in der Regel das vorangegangene Kalenderjahr.

Lagen in den zwölf Monaten vor der Geburt und/oder im letzten

abgeschlossenen Veranlagungszeitraum "Mischeinkünfte", das heißt

Einkommen aus selbstständiger und aus nichtselbstständiger

Tätigkeit vor, sei – wie bei den ausschließlich Selbstständigen –

ebenfalls der letzte abgeschlossene Veranlagungszeitraum vor der

Geburt des Kindes maßgeblich, "und zwar für beide Einkunftsarten",

teilt der Petitionsausschuss mit.
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Die Abgeordneten machen deutlich, "dass das ehrenamtliche

Engagement von Bürgern unseres Staates große Anerkennung

verdient". Das Bundesfamilienministerium plane derzeit eine weitere

Reform des Elterngeldes. "Der Petitionsausschuss empfiehlt daher, die

Petition im Hinblick auf die Förderung des Ehrenamtes auch bei

Inanspruchnahme von Elterngeld der Bundesregierung zur

Berücksichtigung zu überweisen", heißt es in der

Beschlussempfehlung.

Deutscher Bundestag, PM vom 04.11.2020

"Homeschooling": Kein Anspruch allein wegen

gefährdeter Mutter

Zwei Schwestern, die eine Oberschule im Emsland besuchen, sind mit

ihrem Eilantrag gescheitert, anlässlich der Corona-Pandemie vom

Präsenzunterricht befreit zu werden. Das Verwaltungsgericht (VG)

Osnabrück lehnte ein "Homeschooling" ab.

An der Schule der Antragstellerinnen erfolgt der Unterricht

pandemiebedingt in Form des Präsenzunterrichts in festgelegten

Gruppen (Kohortenprinzip). Seit Ende August 2020 wurden die

Antragstellerinnen zu Hause beschult, sollten jedoch ab dem

10.09.2020 nach einer Aufforderung durch ihre Schule

(Antragsgegnerin) wieder am Präsenzunterricht teilnehmen. Dagegen

wandten sie sich mit ihrem Eilantrag mit der Begründung, ihre Mutter

gehöre einer Risikogruppe an, weshalb ihrer Befreiung von der

Schulbesuchspflicht zuzustimmen sei.

Der Antrag hatte keinen Erfolg. Das Gericht führte zur Begründung

aus, grundsätzlich gelte die Schulpflicht, die eine Teilnahme am

Präsenzunterricht umfasse. Da die Antragstellerinnen nicht selbst

unter einer längerfristigen Erkrankung litten, greife auch die im

Niedersächsischen Schulgesetz geregelte Ausnahme nicht. Eine

darüberhinausgehende Befreiung vom Präsenzunterricht liege im

Ermessen der Schule, das diese hier fehlerfrei ausgeübt habe.

Nach einer vom zuständigen Kultusministerium erlassenen

Handlungsanweisung komme eine Befreiung vom Präsenzunterricht

bei vulnerablen Angehörigen nur in Betracht, wenn – erstens –

glaubhaft gemacht werde, dass die Angehörigen zu einer

Risikogruppe gehörten und der Schüler mit dieser Person in einem

räumlich nicht trennbaren Lebensbereich dauerhaft wohne und –

zweitens – an der Schule ein nachgewiesener Fall einer Neuinfektion

mit dem Corona-Virus durch das zuständige Gesundheitsamt

bestätigt worden sei. Letzteres sei hier nicht der Fall. Im Übrigen sei

die (Vor-)Erkrankung der Mutter auch nicht hinreichend glaubhaft

gemacht worden, da die vorgelegte ärztliche Bescheinigung

unzureichend sei.

Das VG hatte auch keine rechtlichen Bedenken an der geschilderten

Verwaltungspraxis. Neben dem aus dem Grundgesetz (GG)

folgenden Bildungsauftrag des Staates und dem Bildungsanspruch

des einzelnen Kindes (Artikel 7 GG) seien hier auch der

grundgesetzlich garantierte Schutz der Familie (Artikel 6 Absatz 1

GG) sowie das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit

(Artikel 2 Absatz 2 GG) zu berücksichtigen. Diese Grundrechte habe

die ausgeübte Verwaltungspraxis verfassungskonform zum Ausgleich

gebracht.

Das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit werde hier

aufgrund der von der Schule getroffenen Schutzvorkehrungen nicht

verletzt. Sämtliche Personen, die die Schule beträten, hätten eine

Mund-Nase-Bedeckung zu tragen, die Pflicht gelte auch für die

Schüler außerhalb von Unterrichts- und Arbeitsräumen sowie auf

Schulhöfen. Es seien Laufwege eingezeichnet worden, Regenpausen

müssten im Klassenraum verbracht werden, die zudem regelmäßig

gelüftet würden. Die aktuellen Fallzahlen (Sieben-Tagesinzidenz)

lägen zwar im Landkreis Emsland inzwischen bei über 50 Infizierten

je 100.000 Einwohner, ließen sich jedoch im Wesentlichen auf

regionale, nicht schulische Hotspots zurückführen.

Der Beschluss ist noch nicht rechtkräftig und kann mit der

Beschwerde vor dem Oberverwaltungsgericht Niedersachsen

angefochten werden.

Verwaltungsgericht Osnabrück, Beschluss vom 14.10.2020, 3 B

63/20, nicht rechtskräftig
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